
Schaft gleichkomme. Sie schloß den Kläger durch Beschluß 
des Vorstandes vom 23. Mai 1950, gestützt auf § 10 aer Satzung, 
aus der Genossenschaft aus. Der Aufsichtsrat bestätigte am 
2. Okober 1950 diesen Beschluß. Zum 31. März 1951 wurde dem 
Kläger die Wohnung gekündigt.

Mit der Behauptung, daß er in' Wahrnehmung seiner berech­
tigten Interessen und in Ausübung staatsrechtlicher Verpflich­
tungen als Bürger und darüber hinaus als Straßenvertrauens­
mann gehandelt habe, hat der Kläger Klage erhoben mit dem 
Anträge, festzustellen, daß sein Ausschluß aus dem Bauverein 
für Kleinwohnungen e. G. m. b. H. rechtsunwirksam ist.

Die Verklagte hat Klagabweisung beantragt. Sie führt aus, 
daß das Verhalten des Klägers unsachlich und von persön­
lichen Interessen geleitet sei, die Grenzen objektiver, auf­
bauender Kritik überschritten habe und den Ausschluß gemäß 
§ 10 Aljs. 1 Buchst, b ihrer Satzung rechtfertige.

Die Klage wurde vom ehemaligen Amtsgericht P. mit Urteil 
vom 8. August 1952 abgewiesen. Die Berufung des Klägers hat 
das Bezirksgericht P. mit Urteil vom 17. März 1953 als unbe­
gründet zurückgewiesen.

Beide Gerichte haben in dem Verhalten des Klägers eine 
schwere Schädigung der Genossenschaft gesehen. Diese liege 
insbesondere darin, daß der Kläger den Wunsch äußerte, die 
Verwaltung der Genossenschaft solle in die Hand der Stadt­
verwaltung gelegt werden, damit es dann mit den Instand­
setzungsarbeiten schneller gehe. Das Bezirksgericht sah in der 
gesamten Kritik des Klägers keine sachliche, aufbauende und 
helfende, sondern eine über das Ziel hinausgehende Kritik. 
Außerdem liegt hierin nach der Auffassung des Bezirks­
gerichts eine Verletzung der „Treuepflicht“ gegenüber der 
Genossenschaft.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kassa­
tionsantrag des Generalstaatsanwalts, mit dem Verletzung des 
Art. 9 der Verfassung und des § 68 des Genossenschafts­
gesetzes (GenG) geltend gemacht wird.

Dem Antrag war zu folgen.

Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat richtig erkannt, daß sich die 

Pflichten und Rechte des Klägers als Genossenschafts­
mitglied zunächst aus dem Genossenschaftsgesetz in 
Verbindung mit der Satzung der Verklagten ergeben. 
Es hat aber dabei übersehen, daß der Inhalt dieses Ge­
setzes und der Satzung, soweit sie nach 1945 noch an­
zuwenden sind, von den unserer Gesellschaftsordnung 
entsprechenden neuen Gesetzen bestimmt wird. Dies 
wird in Art. 144 der Verfassung ausdrücklich festgelegt.

Zutreffend weist der Generalstaatsanwalt in seinem 
Kassationsantrag darauf hin, daß die Ausschließungs­
gründe, die gemäß dem § 68 Abs. 2 GenG durch Statut 
festgesetzt werden dürfen, sich nur auf solche Tat­
bestände gründen können, die die Interessen der Genos­
senschaft hinsichtlich ihres Bestandes überhaupt ge­
fährden. Beispielhafte Fälle einer solchen Schädigung 
von Lebensinteressen der Genossenschaft können unter 
anderem unredliche Finanzmanipulationen, Unter­
schlagungen, Betrug, Untreue und ähnliche, meist 
Motiven persönlicher Bereicherung entspringende 
Handlungen verwerflicher Art sein.

Wenn daher im Statut der verklagten Genossen­
schaft (§ 10 Abs. 1 b) festgelegt ist, daß ein Mitglied 
ausgeschlossen werden kann, wenn es durch sein Ver­
halten die Genossenschaft schädigt oder zu schädigen 
versucht hat, so geht daraus eindeutig hervor, daß 
Lebensinteressen der Genossenschaft geschädigt sein 
müssen. Insbesondere können Fälle der oben genann­
ten Art die Existenz der Genossenschaft gefährden. Es 
kann jedoch niemals zutreffen, daß die Interessen der 
Genossenschaft durch sachliche Kritik, Vorschläge 
oder Hinweise von seiten der Mitglieder gefährdet sein 
könnten. Denn in bezug auf die Entgegennahme von 
Kritik, Vorschlägen und Hinweisen darf die Auffas­
sung der Baugenossenschaften keine andere sein als die 
Auffassung, die die Organe des Arbeiter- und Bauern­
staates von einer solchen Mitarbeit der Bürger haben, 
wie sie insbesondere in der Verordnung zur Prüfung 
von Vorschlägen und Beschwerden der Werktätigen 
vom 6. Februar 1953 (GBl. S. 265) zum Ausdruck kommt.

Der Inhalt der in Rede stehenden Schriftstücke ent­
hält einmal eine Kritik bezüglich einer zweckent­
fremdeten Wohnung, die, wie der Generalstaatsanwalt 
in seinem Kassationsantrag vorträgt, auf Grund dieser 
Kritik wieder als Wohnraum genutzt wird. Der weitere 
Inhalt der Briefe des Klägers an den Oberbürgermeister 
besteht aus Anfragen, ob die Verwaltung des Bau­
vereins von der Stadtverwaltung übernommen werden 
könne und ob es rechtmäßig sei, wenn die Genossen­
schaft von ihren Mitgliedern verlange, neue Anteile zu 
zeichnen.

Diese Äußerungen des Klägers hinsichtlich der Über­
nahme der Verwaltung durch ein Organ des Staates —

hierin wurde von seiten der Genossenschaft und der 
Instanzgerichte der schwerstwiegende Ausschließungs­
grund gesehen — sind ebenfalls ungeeignet, die Existenz 
der Genossenschaft zu gefährden. Durch die Verwal­
tungsbehörden würde die Genossenschaft nur in den im 
§ 31 GenG erwähnten beiden Fällen (gesetzwidrige 
Handlungen oder Betrieb genossenschaftsfremder Ge­
schäfte) aufgelöst werden können.

Aus dem Festgestellten ist zu ersehen, daß der Kläger 
lediglich von seinem Recht, sich mit jeder Frage oder 
Kritik an ein staatliches Organ zu wenden, Gebrauch 
gemacht hat. Seine Kritik und Vorschläge sind — ohne 
daß auf ihre Zweckmäßigkeit eingegangen werden soll 
— durchaus sachlich. In seiner Eigenschaft als Straßen­
vertrauensmann hatte der Kläger nicht nur ein ge­
steigertes Recht zur Kritik, zu Vorschlägen und Hin­
weisen, sondern auch eine politisch-moralische Ver­
pflichtung hierzu, wenn er glaubte, daß die Genossen­
schaft auf dem wichtigen Gebiete der Wohnungswirt­
schaft Fehler beginge. Dieses Recht ist von der Verfas­
sung gewährleistet; denn Art. 9 Abs. 1 der Verfassung 
besagt, daß alle Bürger das Recht haben, innerhalb der 
für alle geltenden Gesetze ihre Meinung frei und öffent­
lich zu äußern, und Abs. 2 des Art. 9 schreibt vor, daß 
niemand benachteiligt werden darf, wenn er von 
diesem Recht Gebrauch macht. Eine Finschränkung 
dieses Rechtes zugunsten einer sogenannten Treue­
pflicht eines Genossenschaftsmitgliedes gegenüber 
seiner Genossenschaft ist unvereinbar mit den ver­
fassungsmäßig gewährleisteten Rechten der Bürger. 
Mitglieder einer Genossenschaft sind in erster Linie 
Bürger unseres demokratischen Staates und können 
sich mit jedem Anliegen an eine beliebige Dienststelle 
des Staates wenden. Eine Beschränkung dieser Befug­
nis verstößt daher auch gegen ihr Recht auf Mitgestal­
tung in Staat und Gemeinde (Art. 3 der Verfassung).

Abgesehen davon ist auch unter dem Gesichtspunkte 
einer sogenannten Treuepflicht die Frage, wohin sich 
das Mitglied zuerst wenden solle, überflüssig, wenn man 
bedenkt, daß keine gegensätzlichen Interessen zwischen 
unserem Staat und einer demokratischen Baugenossen­
schaft bestehen können, diese vielmehr z. B. durch die 
sich ständig steigernde Produktion von Baumaterialien 
in der Erhaltung ihrer Werte gefördert wird.

Beide Gerichte hätten daher erkennen müssen, daß 
die geübte Kritik keine 'Schädigung der Genossenschaft 
im Sinne des Gesetzes hat herbeiführen können, eine 
solche Schädigung auch vom Kläger nicht beabsichtigt 
war und daß daher die Handlungen des Klägers einen 
Ausschluß aus der Genossenschaft nicht rechtfertigen 
und demnach die Mitgliedschaft in dieser Genossen­
schaft weiterbesteht.

Infolgedessen war auf den Kassationsantrag gemäß 
§ 565 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO das Berufungsurteil aufzuheben 
und das Urteil des Amtsgerichts P. auf die Berufung 
dahin abzuändem, daß der Klage stattgegeben wird."

§§ 43, 44, 47 ZPO.
Uber ein Gesuch, das die Ablehnung eines Richters 

wegen Besorgnis der Befangenheit enthält, ist vor der 
Verkündung des Urteils zu verhandeln und zu ent­
scheiden, auch wenn das Gesuch erst nach Schluß der 
mündlichen Verhandlung oder der Bestimmung eines 
Verkündungstermins eingegangen ist.

OG, Urt. vom 26. Oktober 1954 — 1 Zz 130/54.
In dem auf Grund der Klage der Klägerin gegen den Ver­

klagten auf Zahlung von 149,20 DM eingeleiteten Rechtsstreit 
ist der Richter B. als Vorsitzender der Zivilkammer des Kreis­
gerichts erstmalig durch Anordnung des Verhandlungstermins 
vom 13. März 1953 und in diesem Termin als Richter tätig ge­
worden. In der Folge ist die Streitsache vön dem Kreis­
gerichtsdirektor G. als Vorsitzenden geführt worden. Auf 
einen am 13. Juni 1953 unter Vorsitz des Richters Dr. H. von 
der Kammer gefaßten Beschluß über ein von dem Ver­
klagten gegen den Kreisgerichtsdirektor G. angebrachtes Ab­
lehnungsgesuch hat wiederum Richter B. den Vorsitz in dem 
auf den 30. Juni 1953 anberaumten Termin geführt. In diesem 
Termin haben die Parteien streitig, insbesondere über ein 
schriftlich in der Sache erstattetes Sachverständigengutachten 
verhandelt und Anträge aus der Klageschrift und den ein- 
gereichten Schriftsätzen gestellt. Es ist daraufhin Termin zur 
Verkündung einer Entscheidung auf den 7. Juli 1953 anbe­
raumt worden.

In Schriftsätzen vom 3. und 6. Juli 1953 hat der Verklagte 
Aufhebung dieses Termins und Anordnung eines Beweis­
termins zwecks Vernehmung des Sachverständigen als
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